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INHALT

ETF kritisiert Vorgehen der EU gegen deutschen Mindestlohn

Die Europäische Transportarbeiter-Födera-
tion (ETF) kritisiert das von der EU-Kom-
mission eingeleitete Vertragsverletzungs-
verfahren gegen Deutschland wegen des
geltenden Mindestlohnes im Transportbe-
reich scharf. Die EU-Kommission sieht in
der Geltung des Mindestlohnes auch für
ausländische Lkw-Fahrer, die in Deutsch-
land Transportleistungen erbringen, eine
unverhältnismäßige Einschränkung der
Dienstleistungsfreiheit und des freien Wa-
renverkehrs sowie eine Behinderung des
reibungslosen Funktionierens des Binnen-
marktes (siehe Seite 9). Der freie Verkehr
von Dienstleistungen undWaren, stellt die
ETF klar, habe keinen Vorrang vor der Ent-
sende-Richtlinie 96/71/EG. Dieses EU-Recht sorge für fairenWettbewerb, verhindere
Lohndumping und gewährleiste, dass Einkommensunterschiede zwischen den EU-
Ländern eben nicht dazu führten, Arbeitsmärkte zu destabilisieren. Beschäftigte
müssen nach der Richtlinie mindestens das Entgelt erhalten, das in dem Mitglieds-
staat gilt, in dem sie ihre Tätigkeit ausüben. Das, was die EU-Kommission mit dem
Verfahren betreibe, sei ein Verfahren gegen die rechtmäßige Anwendung der Ar-
beits- und Sozialvorschriften, so die ETF. red
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Aktionswoche „Gute Arbeit – Guter Lohn“

Erneut wollen wir gewerkschaftliche Errungenschaften öffentlich machen. In der vier-
ten ver.di-Aktionswoche geht es um „Gute Arbeit – Guter Lohn“. Zusammen haben
wir drei Aktionswochen erfolgreich durchgeführt: „Urlaub kommt nicht von ungefähr“
(siehe Fotos unten), „Am Ende ist mehr drin – die Aktionswoche zumWeihnachtsgeld,
beide im Jahr 2013 und „Eine Pause tut allen gut“ im vorigen Jahr. Dass auch „Guter
Lohn“ nicht von ungefähr kommt, dass er durch gewerkschaftliche Kämpfe und Tarif-
verträge erstritten werden muss, darüber wird ver.di vom 22. bis 26. Juni 2015
bundesweit Beschäftigte informieren – am Arbeitsplatz, vor den Werktoren und auf
der Straße. Den gesicherten Anspruch auf tarifliches Entgelt haben im Zweifel nur Ge-
werkschaftsmitglieder. Zu erreichen ist er von den Gewerkschaften nur mit entspre-
chendem Rückhalt. Deshalb werden wir in der Aktionswoche rege für die ver.di-Mit-
gliedschaft werben. Mit kreativen Ideen und Aktionen werden wir unterwegs sein.
Darüber kann man sich auch hier informieren www.mitgliedernetz.verdi.de red
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Schutz der Beschäftigten kommt
vor Dienstleistungsfreiheit
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Das Gesetz zur besseren Vereinbarkeit
von Familie, Pflege und Beruf ist im Ja-
nuar dieses Jahres in Kraft getreten. Mit
dem Gesetz werden die bestehenden
Regelungen im Pflegezeitgesetz (Pfle-
geZG) und im Familienpflegezeitgesetz
(FPfZG) weiter entwickelt. Die Neurege-
lungen gelten für die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, nicht jedoch für
die rund 1,7 Millionen Beamtinnen und
Beamten. Das soll sich nun ändern. Die
entsprechenden Gesetzes- und Verord-
nungsvorhaben sind für die zweite Jah-
reshälfte geplant. Bis dahin hat das Bun-
desinnenministerium vorübergehende
Regelungen zur Umsetzung der Vor-
schriften des Gesetzes getroffen und al-
len Dienststellen mitgeteilt.
Die im Gesetz enthaltenen Regelungen
zur Gesamtdauer aller Freistellungsmög-
lichkeiten bis zu 24Monate entfalten für
die Beamten keine Wirkungen. Für sie
gelten §§92 und 92a des Bundesbeam-
tengesetzes (BBG). Damit ist bis zu maxi-
mal 15 Jahre unterhälftige Teilzeitbe-
schäftigung oder Beurlaubung ohne Be-
soldung möglich.
Per Gesetz haben die Arbeitnehmer ei-
nen Rechtsanspruch auf Familienpflege-
zeit. Stellen Beamte einen Antrag nach
§92a BBG, soll bis Inkrafttreten des Ge-

setzes großzügig verfahren und ihren
Anträgen stattgegeben werden. Mit
dem Antrag ist die Gewährung eines
Vorschusses gemäß § 7 Bundesbesol-
dungsgesetz (BbesG) verbunden.
Einbezogen in die gesetzlichen Rege-
lungen ist die Betreuung pflegebedürfti-
ger minderjähriger Kinder in außerhäus-
lichen Einrichtungen ebenso wie die Be-
gleitung von nahen Angehörigen in der
letzten Lebensphase. Für Beamtinnen
und Beamte ist eine gänzliche oder teil-
weise Reduzierung der Arbeitszeit zur
außerhäuslichen Pflege eines minder-
jährigen pflegebedürftigen Angehöri-
gen im Rahmen von §92 BBG ohnehin
möglich, bisher jedoch ohne Vorschuss.
Letzterer ist nun zu gewähren. Per Ge-
setz wurde der Begriff „naher Angehöri-
ger“ erweitert, indem er auch auf Stief-
eltern, lebens- partnerschaftsähnliche
Gemeinschaften, Schwägerinnen und
Schwäger angewandt wird. Im Beam-
tenrecht gilt die Begriffserweiterung
über eine Verweisung. Bei Anträgen
von Beamten zur Begleitung von nahen
Angehörigen in der letzten Lebenspha-
se soll großzügig verfahren und nach
§ 13 Sonderurlaubsverordnung (SUrlV)
Sonderurlaub ohne Besoldung gewährt
werden. Ein Nachweis durch ärztliche

Bescheinigung ist dem Sonderurlaubs-
antrag beizufügen.
Beschäftigten, die aufgrund des Geset-
zes eine Freistellung in Anspruch neh-
men, kann ein zinsloses Darlehen sei-
tens des Bundesamtes für Familie zur
besseren Absicherung ihres Lebensun-
terhalts gewährt werden. Der Vorschuss
soll auch an Beamte ausgezahlt werden,
ohne dass zuvor ein Betrag in Höhe von
drei Prozent des Vorschusses abgezo-
gen wird.
Für die bis zu zehntägige Arbeitsverhin-
derung für Arbeitnehmer, die sie kurz-
fristig für die Organisation der neuen
Pflegesituation benötigen, wird eine
Lohnersatzleistung eingeführt, das Pfle-
geunterstützungsgeld. Das beträgt circa
90 Prozent des Nettoarbeitsentgelts. Für
die Beamten gilt, dass bei Vorlage einer
ärztlichen Bescheinigung Sonderurlaub
unter Fortzahlung der Besoldung für bis
zu neun Arbeitstage nach § 12 Absatz 3
Satz 1, 1. Halbsatz der Verordnung über
den Sonderurlaub (SUrlV) gewährt wer-
den soll. Holger Eisenhardt

Mitglieder-Werbeaktion

ver.di möchte zusätzlichen Schwung in
die Mitgliederwerbung bringen. Unter
demMotto STARKMIT DIR läuft seit dem
1. April bis zum 31. Juli eine Aktion mit
besonderen Auszeichnungen und vielen
Gewinnen für diejenigen, die sich beson-
ders ins Zeug legen. Die Idee ist einfach
und bekannt: Mitglieder werben Mitglieder. Gesucht werden Werberinnen und
Werber, denen es gelingt, die meisten Kolleginnen und Kollegen von den Vortei-
len einer Mitgliedschaft zu überzeugen. Die Gründe liegen auf der Hand: Forde-
rungen nach gerechten Löhnen, guten Arbeitsbedingungen oder sicheren Ar-
beitsplätzen können wir nur als starke Gemeinschaft durchsetzen. Dass wir die In-
teressen von Millionen Beschäftigten wirkungsvoll vertreten und auch Einzelnen
in einer schwierigen Lage Rückhalt geben können, verdanken wir vor allem der
Kraft unserer Mitglieder. Eine Umfrage unter potenziellenMitgliedern zeigt: Viele
Kolleginnen und Kollegen sind auch deshalb nicht bei ver.di, weil sie noch nicht
gefragt wurden. Deshalb: Aktionsmaterial bestellen und loslegen! Das Aktions-
paket ist kostenlos zu beziehen per E-Mail starkmitdir.verdi@ivb-gmbh.de
oder Fax: 06352 753434. Mehr unter starkmitdir.verdi.de
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Neues Gesetz zur Familienpflegezeit – Regelungen gelten jetzt auch für Beamte

!Mehr unter www.psl.verdi.de/
branche/postdienste
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Tagung der Postbranche

Über aktuelle Entwicklungen in der Post-
branche ging es auf der Jahrestagung
des Bundesverbandes Briefdienste e. V.
(BBD) am 18. Mai in Berlin. Der BBD ist
ein Branchenverband, in dem unter an-
derem die Unternehmen Pin Mail AG
und Post Con organisiert sind. Der deut-
sche Briefmarkt sei vergleichsweise sta-
bil, sagte der Verbandsvorsitzende Wal-
ter Otremba. Der Bundestagsabgeord-
nete und Vorsitzende des Beirates der
Bundesnetzagentur Klaus Barthel (SPD)
stellte dar, dass die hohen Qualitätsan-
forderungen an den Universaldienst da-
zu geführt hätten, dass es in der deut-
schen Postbranche insgesamt ein hohes
Qualitätsniveau gebe. Die Relevanz zu-
verlässiger Laufzeiten bestätigte auch
der Manager von Amazon, ChristophM.
Frank, in seinem Vortrag. sis



be wegen4 4 I 2015

TITELTHEMA

In der Tarifauseinandersetzung um
Arbeits- und Einkommensbedingun-
gen verweigert sich die Deutsche
Post AG einer Lösung. Ein von ver.di
vorgelegtes umfassendes Angebot,
das in der Lage gewesen wäre, den
schweren Konflikt zu befrieden, hat
sie abgelehnt. Seit 8. Juni befinden
sich die ver.di-Mitglieder bei der
Deutschen Post AG in einem unbe-
fristeten Arbeitskampf.

„Die Deutsche Post AG hat sich in den
bisher sechs Verhandlungsrunden kei-
nen Millimeter in Richtung einer Lösung
des Konfliktes bewegt, sondern im Ge-
genteil ein von uns zur Befriedung vor-
gelegtes Gesamtangebot ignoriert. Um
den Druck massiv zu erhöhen, müssen
wir die ver.di-Mitglieder in den unbefris-
teten Arbeitskampf führen“, begründe-
te die stellvertretende ver.di-Vorsitzen-
de und Verhandlungsführerin Andrea
Kocsis diesen Schritt.
Ausgangspunkt des schweren Tarif-

konfliktes ist der Vertragsbruch der
Deutschen Post AG. Sie hat mit dem

Aufbau der 49 Regionalgesellschaften
für die Zustellung, den DHL Delivery
GmbHs, den mit ver.di geschlossenen
Vertrag zum Ausschluss der Fremdver-
gabe in der Zustellung gebrochen. Die-
ser Vertrag legt fest, dass die Deutsche
Post AG maximal 990 Paketzustellbezir-
ke an Dritte fremdvergeben darf. Inzwi-
schen arbeiten rund 6000 Beschäftigte
in den DHL Delivery GmbHs. Flatterbän-
der oder Zäune trennen die Beschäftig-
ten der Post AG von den Beschäftigten
der DHL Delivery GmbH. Viele der Kolle-
ginnen und Kollegen der DHL Delivery
GmbHs waren zuvor bei der Deutschen
Post AG befristet beschäftigt und wur-
den vor die Wahl gestellt, ihren Arbeits-
platz zu verlieren oder die gleiche Arbeit
zu schlechteren Bedingungen bei der
DHL Delivery GmbH zu machen. Der
bundesweite Aufbau eines zweiten
Zustellnetzes über die DHL Delivery
GmbHs ist ein klarer Bruch des Vertra-
ges zum Schutz vor Fremdvergabe. Für
diesen Schutz, der durch das jetzige
Handeln des Arbeitgebers nur noch auf
dem Papier besteht, verzichten die Be-

schäftigten der Deutschen Post AG un-
ter anderem auf Kurzpausen und ar-
beitsfreie Tage. Das kann eine Gewerk-
schaft nicht hinnehmen und deshalb
hat ver.di zum 31. März die tarifvertrag-
lichen Bestimmungen zur Arbeitszeit
gekündigt und eine Verkürzung der wö-
chentlichen Arbeitszeit von 38,5 auf 36
Stunden bei vollem Lohnausgleich ge-
fordert. Damit soll der Vertragsbruch
kompensiert werden. Oder aber die
Deutsche Post AGmacht ihren Vertrags-
bruch rückgängig und führt die 49 Re-
gionalgesellschaften zurück unter ihren
Haustarifvertrag.
Da der Konflikt inzwischen über

zwei Monate andauert, ist auch die in
diesem Frühjahr anstehende Tarifrunde
zu mehr Entgelt in die laufenden Ver-
handlungen eingegangen. Die entspre-
chenden Regelungen aus dem Entgelt-
tarifvertrag hat ver.di zum 31. Mai ge-
kündigt und fordert für die Tarifkräfte
und die Auszubildenden sowie Studie-
renden an Berufsakademien 5,5 Prozent
mehr Geld. Dies bei einer Laufzeit
des Tarifvertrages von zwölf Monaten.
Auch hat ver.di die Verlängerung der so-
genannten Postzulage für Beamtinnen
und Beamte in die Entgeltrunde einge-
bracht.
Inzwischen liegen sechs Verhand-

lungsrunden mit insgesamt zehn Ver-
handlungstagen hinter uns. In fünf
Warnstreikwellen in der Zeit vom
1. April bis 30. Mai haben sich die ver.di-
Mitglieder aller 49 Niederlassungen der
Deutschen Post AG und des Internatio-
nalen Postzentrums an den Streikmaß-
nahmen beteiligt. Dieses zum Teil mehr-
fach, zum Teil für ein oder zwei Tage,
zum Teil auch über mehrere Tage hin-
weg. Aufgerufen waren die Kolleginnen
und Kollegen aus der stationären Bear-
beitung Brief und Paket, aus den De-
pots, den Vorbereitungszentren, der Zu-
stellung von Brief, Paket und Verbund,
dem Fahrdienst und auch die Kollegin-
nen und Kollegen des Kundentelefons.
Die ver.di-Mitglieder sind dem Aufruf

Unbefristeter Arbeitskampf

Post AG verweigert Konfliktlösung

ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske auf der Kundgebung von 4500 Postbeschäf-
tigten in Frankfurt: „Wir wollen keine Spaltung des Betriebes und keine Spal-
tung der Belegschaft. Für uns ist nach dem Vertragsbruch durch den Aufbau
der DHL Delivery GmbH klar: Ohne einen rechtssicheren Schutz vor Fremdver-
gabe gibt es für die Beschäftigten der Deutschen Post AG keine Sicherheit.“
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SOL IDAR ITÄT

Nicht nur die Deutsche Post DHL Group ist weltweit unterwegs. Auch die Be-
schäftigten und ihre Gewerkschaften sind vernetzt. Es erreichen uns Solidari-
tätsbekundungen von Gewerkschaften, in denen die Kolleginnen und Kolle-
gen bei DHL in anderen Ländern organisiert sind und ebenso Solidaritätsadres-
sen von Gewerkschaften, die generell Beschäftigte in den Post- oder Logistik-
sektoren vertreten. „Wir wissen, dass andere Postunternehmen bei der Ent-
wicklung ihrer Pläne für die Zukunft auf Deutschland blicken und das Modell,
das die Deutsche Post vorschlägt, ist ein Modell, das sich weder in Deutsch-
land durchsetzen, noch woanders nachgeahmt werden darf“, schreiben uns
die Kolleginnen und Kollegen aus den europäischen Nachbarländern. Auch in
Deutschland stehen die Kolleginnen und Kollegen aus anderen Betrieben und
Fachbereichen an der Seite der Streikenden bei der Deutschen Post AG. „Es
kann nicht angehen, dass der Arbeitgeber mittels Auslagerung an Regionalge-
sellschaften tarifliche Errungenschaften und Vereinbarungen untergräbt und
Löhne drückt“, schreiben uns die Kolleginnen und Kollegen von DPD. „Wir un-
terstützen Euch in Eurem Kampf für Schutz und Sicherheit und gegen einen
Arbeitgeber, der Verträge bricht, um kurzfristig Profite zu maximieren.Wir for-
dern den Vorstand der Deutschen Post AG auf, seiner tarifpolitischen Verant-
wortung nachzukommen! Wir stehen an Eurer Seite, wenn Euer Arbeitgeber
versucht, die demokratischen Rechte der Beschäftigten und ihrer Interessen-
vertretungen zu unterlaufen“, schreibt der Gewerkschaftsrat von ver.di.

Die ITF hat eine Kampagne geschaltet: „Die deutschen Postbeschäftigten
und ihre Familien verdienen RESPEKT!“ Mehr unterwww.itfglobal.org/de

Viele der Solidaritätsadressen von Gewerkschaften aus Europa, Asien,
Afrika, Amerika und Australien sind zu finden unter www.psl.verdi.de

Die Kollegen der türkischen Gewerkschaft Tümtis senden solidarische
Grüße an ihre Kolleginnen und Kollegen in Deutschland, die sich mit der
Deutschen Post AG in einem Tarifkonflikt befinden.

!
!
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der Gewerkschaft trotz der zum Teil sehr
heftigen Reaktionen des Arbeitgebers
vor Ort gefolgt und haben ihr Grund-
recht auf Streik wahrgenommen. Es gab
zahlreiche regionale Kundgebungen
und Streikversammlungen.
Zu einer bundesweiten Kundgebung

in Frankfurt amMain hatte ver.di am 27.
Mai aufgerufen. An diesem Tag fand in
Frankfurt am Main in der Jahrhundert-
halle die Hauptversammlung für die Ak-
tionäre der Deutschen Post AG statt. Die
Hauptversammlung ist neben dem Vor-
stand und dem Aufsichtsrat das dritte
Organ der Rechtsform einer Aktienge-
sellschaft und findet jährlich statt. Die
Deutsche Post AG hatte das Geländer
der Jahrhunderthalle weiträumig abge-
sperrt und es überdies mit einem über-
mannshohen Sichtschutz umschlossen.
An den Zufahrten allerdings hatten sich
ver.di-Kolleginnen und Kollegen postiert
und verteilten an die ankommenden
Aktionäre eine Information über den ak-
tuellen Konflikt. Rund 4500 Kolleginnen
und Kollegen aus dem gesamten Bun-
desgebiet nahmen an der zentralen
ver.di-Kundgebung teil. Die Streikenden
aus dem Großraum Frankfurt kamen als
Demonstrationszug auf den Kundge-
bungsplatz, wo sie die aus den anderen
Teilen Deutschlands mit Bussen ange-
reisten Kolleginnen und Kollegen emp-
fingen. Hauptredner war der ver.di-Vor-

sitzende Frank Bsirske. Er warnte vor der
Zerschlagung des Zustellnetzes und
mahnte Schutzregelungen für die Be-
schäftigten an. Die Stärke der Deut-
schen Post AG sei ihr flächendeckendes,
ganzheitliches Zustellnetz. „Wir wollen
keine Spaltung des Betriebes und keine
Spaltung der Belegschaft. Für uns ist
nach dem Vertragsbruch durch den Auf-
bau der DHL Delivery GmbHs klar: Ohne
einen rechtssicheren Schutz vor Fremd-
vergabe gibt es für die Beschäftigten der
Deutschen Post AG keine Sicherheit“,
sagte Frank Bsirske.
Die sechste Verhandlungsrunde

fand am 1. und 2. Juni statt. Nachdem
sich auch in dieser Verhandlungsrunde
abzeichnete, dass die Deutsche Post AG
nach wie vor nicht willens war, auf die
Beschäftigten zuzugehen, hat ver.di die
Initiative ergriffen und dem Arbeitgeber
ein umfassendes Gesamtangebot auf
den Tisch gelegt, erläutert und mit einer
in Tarifverhandlungen üblichen Erklä-
rungsfrist zur Annahme versehen. „Wir
brauchen eine Lösung des Konfliktes.
Dieses Gesamtpaket ist für uns in der
Frage des Entgeltes sehr schmerzhaft.
Aber ohne eine Rückführung der 49
DHL Delivery GmbHs unter das Dach der
Deutschen Post AG gibt es keinen Frie-
den im Betrieb und deshalb gehen wir
diesen Schritt“, sagte Verhandlungsfüh-
rerin Andrea Kocsis.

PRESSEST IMMEN ZUM TAR IFKONFL IKT

„Es ist ein Grundsatzkonflikt. Es geht darum, dass ein florierendes Unternehmen einen Schutzvertrag gebrochen hat, um auf
dem Rücken der Arbeitnehmer noch höhere Gewinne einzufahren.“ Andrea Kocsis, Der Spiegel, 6. Juni 2015

„Dass die Beschäftigten dagegen auf die Barrikaden gehen, ist verständlich. Nicht nur, weil sie sich 2011 mit Lohn-Zuge-
ständnissen unter Appels Führung die Verpflichtung abgerungen hatten, bis Ende 2015 keine weiteren Paket-Zustellbezirke
fremdzuvergeben – eine Verpflichtung, die Appel nun plump umgeht. Die Beschäftigten sind auch stinksauer, weil über-
haupt keine wirtschaftliche Not in dem Geschäftsbereich besteht, das dank wachsendem Online-Handel boomt.“

Kommentar, Frankfurter Neue Presse, 9. Juni 2015

„Kunden der Post sollten wütend sein. Nicht auf die Beschäftigten, die nun in einen unbefristeten Streik treten. Empört soll-
ten sie über das Vorgehen des Konzerns sein. Was er sich im Umgang mit den Mitarbeitern leistet, ist nicht hinnehmbar.
Denn in dem festgefahrenen Tarifkonflikt kämpfen die Mitarbeiter nicht nur um ein paar Euro mehr. Sie fordern den Erhalt
des nur fairen Grundsatzes „Gleiches Geld für gleiche Arbeit“. Genau diese Basis zerstört die Deutsche Post mit der Ausglie-
derung von Paketzustellern.“ Kommentar, Augsburger Allgemeinen, 9. Juni 2015

„Die Post argumentiert, sie könne es sich auf Dauer nicht leisten, fast doppelt so hohe Stundenlöhne zu zahlen wie die Kon-
kurrenz im Paketgeschäft. Die Zahlen sprechen eine andere Sprache. Das internationale Logistikgeschäft boomt, die Post
fährt Rekordergebnisse ein, ist an der Börse zum neuen Liebling der Anleger geworden. Die Post kann und sollte sich ein-
heitliche Löhne leisten.“ Kommentar, Torsten Beermann, WDR, Tagesschau, 8. Juni 2015
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Die Unterstützungseinrichtung der
DGB-Gewerkschaften
mit 8 Topleistungen

www.guv-fakulta.de Der ganz besondere Schutz

Seit mehr als 100 Jahren schützt die
GUV/FAKULTA ihre Mitglieder vor den
finanziellen Risiken, die sich bei der
täglichen Arbeit ergeben.

In den vergangenen 10 Jahren haben
mehr als 30.000 Mitglieder Leistungen
von der GUV/FAKULTA erhalten. Dabei
schützt die GUV/FAKULTA nicht nur beim
beruflichen Fahren, Transportieren oder
im sonstigen Arbeitsalltag. Auch der
tägliche Arbeitsweg und die Wege zu
Gewerkschaftsveranstaltungen stehen
unter dem Schutz der GUV/FAKULTA.

Beispiele für Schutz und Hilfe

Betriebsrätin F. aus K. fuhr
mit einem Arbeitgeberfahr-
zeug zu einer Schulung. Sie
verursachte einen Unfall.
Von der Kasko-Versicherung
des Arbeitgebers wurde sie
durch Forderungsübergang
mit 5.113 Euro in Regress
genommen.

Die GUV/FAKULTA un-
terstützte mit 4.960 Euro
Schadenersatzbeihilfe.

Eine starke Gemeinschaft
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Das zur Konfliktlösung von ver.di vorgelegte
Gesamtangebot sah unter anderem vor:
Die Rückführung der 49 DHL Delivery GmbHs in den
Haustarifvertrag der Post AG zum 1. November 2015.
Die Verlängerung des Ausschlusses betriebsbedingter
Kündigungen und Änderungskündigungen bis 31. De-
zember 2020.
Den Ausschluss der Fremdvergabe in der Zustellung und
die Fortschreibung des Schutzes vor Fremdvergabe im
Fahrdienst bis 31. Dezember 2020. Die bisher 990 fremd
vergebenen Paketzustellbezirke sollen ab 1. November
2015 zurück in die Post AG überführt werden.
Auf eine Entgelterhöhung wird in diesem Jahr verzich-
tet. Stattdessen erhalten die Tarifkräfte zum 1. August
2015 eine Einmalzahlung von 500 Euro, Auszubildende
und BA-Studierende von 250 Euro. Zum 1. August 2016
steigen die Entgelte und Ausbildungsvergütungen linear
um 2,7 Prozent. Der Entgelttarifvertrag hat eine Laufzeit
von 27 Monaten bis 31. August 2017.
Die Postzulage für Beamtinnen und Beamte wird bis
31. August 2017 verlängert.
Für alle ab 1. November 2015 neu eingestellten Tarif-
kräfte greift eine veränderte Entgelttabelle. Bisher er-
folgt für jede Tätigkeit nach zwei Jahren ein Zeitaufzug
in die höhere Gruppenstufe. Künftig sind es drei Jahre.
Das leistungsbezogene variable Entgelt für Beschäftigte,
die nach dem 1. November 2015 eingestellt werden,
wird halbiert.
Alle zum 31. Oktober 2015 bei den DHL Delivery GmbHs
und in der Zustellung der DHL Home Delivery GmbH Be-
schäftigten werden zum 1. November 2015 in ein Ar-
beitsverhältnis bei der Deutschen Post AG übergeleitet.
Allen geeigneten FKEP-Auszubildenden der Einstellungs-
jahrgänge 2013 bis 2014 wird nach erfolgreicher Prü-
fung eine unbefristete Übernahme in Vollzeit ermöglicht.
Alle befristet Beschäftigten, die am 31. Oktober 2015
mindestens zwölf Monate bei der Deutschen Post AG
arbeiten, erhalten zum 1. November 2015 ein unbefris-
tetes Arbeitsvertragsangebot mit bisheriger Wochen-
arbeitszeit und Eingruppierung.
Die gekündigten Bestimmungen zur Arbeitszeit werden
rückwirkend zum 1. April 2015 in Kraft gesetzt.

Die Deutsche Post AG hat das Angebot nicht angenommen
und die Erklärungsfrist vom 4. Juni verstreichen lassen. Da-
mit sind die Tarifverhandlungen gescheitert. Das hat die
zuständige ver.di-Tarifkommission beschlossen. Wer nach
sechs Verhandlungsrunden mit zehn Verhandlungstagen
nicht zu einem tragfähigen Kompromiss fähig ist, will of-
fenbar überhaupt keine Lösung am Verhandlungstisch.
Diese unerträgliche Blockadepolitik muss mit einem unbe-
fristeten Arbeitskampf durchbrochen werden. Der Postvor-
stand muss wissen: Den Beschäftigten ist die Zukunft der
Deutschen Post AG nicht egal. Sie sind bereit, für Sicherheit
und Perspektive zu kämpfen. sis



BEAMTINNEN UND BEAMTEGUV/FAKULTA – Schutz gegen die
Risiken im Job und Dienst

Einst bot sie Kutschern, Packern und Markt-
helfern Schutz, heute ist sie für alle Beschäftig-
ten da, die GUV/FAKULTA. Sie bietet Schaden-
ersatzbeihilfe in arbeits- oder beamtenrecht-
lichen Fällen, Unterstützungen in Notlagen,
Rechtsschutz bei Straf- und Zivilverfahren,
finanzielle Unterstützung bei Krankenhausauf-
enthalten nach Arbeitsunfällen, bei Berufs-
und Erwerbsunfähigkeit.

Vor über 100 Jahren wurde die GUV/FAKULTA als
eine Art Sozialkasse von Transportarbeitern gegrün-
det. Sie erhielten Rechtsschutz und Haftpflichtunter-
stützung, Invaliden- und Pensionszuschüsse, Wit-
wen- und Waisenunterstützung. Vor allem Kraft-
droschken- und Personenfuhrwerkskutscher nutzten
sie. Nach der Häufigkeit folgten Hausdiener,
Packer und Markthelfer, Hilfsarbeiter sowie Straßen-
bahn- und Omnibus-Angestellte. Im Fuhrgewerbe
gab es damals die meisten Unfälle. Kutscher hatten
bis zu 16-Stunden-Arbeitstage und wurden streng
reglementiert. So mussten sie nach einer Prüfung
einen polizeilichen Fahrschein vorweisen, alle Fahr-
ten annehmen und auch bei Wartezeiten aufrecht
auf dem Kutschbock sitzen. Die Polizei überprüfte
das ständig. Selbst ein fehlender Knopf an der Livree
wurde mit Strafen belegt. Einheitliche Verkehrs-
richtlinien gab es nicht. Bei einem Unfall hatte der
Droschkenkutscher durch Zeugen nachzuweisen,
dass ihn keine Schuld traf. Andernfalls musste er für
den Schaden aufkommen. Strafen summierten sich
nicht selten auf 200 Mark im Jahr. Das war hart, bei
einem Durchschnittsverdienst von 3,60 Mark am
Tag. Im Gegensatz zu den arbeitgeberbestimmten
Betriebskassen griff die Solidarkasse GUV/FAKULTA
auch bei vermeintlicher Fahrlässigkeit und half Fami-
lien selbst bei einer Haftstrafe des Ernährers.
Seit dem Jahr 2008 bietet die GUV/FAKULTA ihre
Leistungen für fast alle Beschäftigten an, die Mit-
glied einer DGB-Gewerkschaft sind. Seither kann
man mit der GUV/FAKULTA nicht nur beruhigt
abfahren, sondern auch beruhigt arbeiten, für
21 Euro Jahresbeitrag.

Weitere Informationen unter www.guv-fakulta.de

Fotos: bpk – Bildagentur für Kunst, Kultur und Geschichte; Archiv DPG Redaktion

Lkw-Fahrer 1920 Postzusteller 1958

Personalrecht der Beamten der früheren
Deutschen Bundespost

Weiterentwicklung
Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung des Personal-
rechts der Beamten der früheren Deutschen Bundes-
post sind Änderungen beschlossen worden, die Ein-
fluss auf die Beschäftigungssituation haben. Mit dem
Gesetz ist nun auch der Weg frei für die Altersteilzeit
der Beamten der Deutschen Post AG.

Mit der Privatisierung der Deutschen Bundespost in den
90er-Jahren, also der Gründung der Deutschen Post AG,
der Deutschen Postbank AG und der Deutschen Telekom
AG, haben diese Unternehmen gemäß Art. 143b Grund-
gesetz auch die bis dahin bei der Deutschen Bundespost
beschäftigten Beamten übernommen. Von den Beamten
der Postnachfolgeunternehmen (PNU) arbeiten rund
40000 bei den Unternehmen der Deutschen Post AG. Die
Rechtsverhältnisse der Beamten der PNU richten sich ins-
besondere nach dem Postpersonalrechtsgesetz.
Im April beschloss der Bundestag das „Gesetz zur Wei-

terentwicklung des Personalrechts der Beamtinnen und Be-
amten der früheren Deutschen Bundespost“, das zum
1. Mai 2015 in Kraft getreten ist. Künftig sind damit Dienst-
herrenbefugnisse, die bisher den PNU oblagen, per Rechts-
verordnung auf andere Unternehmen übertragbar. Ob das
verfassungsrechtlich zulässig ist, wird letztlich nur vor dem
Bundesverfassungsgericht zu klären sein. Haushaltsrele-
vante Personalverwaltungsaufgaben, insbesondere die
Versorgungs- und Beihilfebearbeitung, werden bei der
Bundesanstalt für Post und Telekommunikation Deutsche
Bundespost (BAnst PT) zusammengeführt. Damit wechseln
fast 300 000 Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfänger der PNU zum 1. Januar 2016 zur BAnst
PT. Die Bearbeitung der Beihilfe der Beamten, die nicht bei
der Postbeamtenkrankenkasse (PBeaKK) versichert sind, er-
folgt im Auftrag der BAnst PT bei der PBeaKK. Dadurch
wechseln Beschäftigte, die die Versorgung und Beihilfe be-
arbeiten, zum 1. Januar 2016 zur BAnst PT. Es wurde ver-
einbart, dass sie an ihren bisherigen Standorten verbleiben.
Neu im Dienstrecht ist, dass unterwertige Beschäfti-

gung nur noch befristet für maximal zwei Jahre und nur in-
nerhalb einer Laufbahn möglich ist, die Beurlaubung unter
Fortzahlung der Bezüge bis zu einer Dauer von fünf Jahren
sowie eine einmalige Verlängerung um weitere drei Jahre
erfolgen kann und Arbeitszeitguthaben für längere Frei-
stellungsphasen auf Lebensarbeitszeitkonten angespart
werden können. Damit ist endlich auch der Weg frei für die
Altersteilzeit der Beamtinnen und Beamten der Deutschen
Post AG. Bereits vor zwei Jahren stellten ver.di und das Un-
ternehmen die Weichen dafür, den „Generationenvertrag“
auch für die Beamten anzuwenden. Holger Eisenhardt
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richte sich nicht gegen den Mindest-
lohn. Aber es sei nicht zumutbar, dass
ausländische Unternehmen die Formu-
lare des Zolls zur Überwachung des
Mindestlohns ausfüllen müssten. Zu-
dem dürfe der Mindestlohn nicht für
Unternehmen gelten, die aus dem Aus-
land heraus in Deutschland Dienstleis-
tungen erbringen.
„Die Entlohnung des ausländischen

Fahrpersonals erfolgt bislang zu den Be-
dingungen der Entsendeländer. Mittler-
weile werden circa 40 Prozent aller
mautpflichtigen Verkehre durch Fahre-
rinnen und Fahrer und Fahrzeuge aus-
ländischer Herkunft durchgeführt. Des-
halb ist gerade hier besonders wichtig,
dass für alle Arbeitgeber und Beschäf-
tigten gleiche Sozial- und Entlohnungs-
standards im deutschen Transportmarkt
herrschen, egal woher sie kommen. Nur

so können Wettbewerbsverzerrungen
auf dem deutschen Markt zurückge-
führt und allen Beschäftigten Mindest-
arbeitsbedingungen garantiert wer-
den“, sagten DGB und der Bundesver-
band Güterkraftverkehr Logistik und
Entsorgung (BGL) im März dieses Jahres
in ihrer gemeinsamen Erklärung.
Die deutsche Rechtslage ist eindeu-

tig und gehört durchgesetzt. Es gilt:
Dran bleiben, keine Ausnahmen und
keine Schlupflöcher zuzulassen – auch
keinen Persilschein für Dumpinglöhne
durch die EU-Kommission. red

„Wir sind glücklich und stolz darauf,
dass unsere Republik den Mindestlohn
hat. Er ist nicht vom Himmel gefallen. Er
wurde durchgesetzt – mit uns“, sagte
der Vorsitzende des Bundesfachbe-
reichsvorstandes Postdienste, Speditio-
nen und Logistik in ver.di Thomas
Koczelnik zu den Delegierten und Gäs-
ten der Konferenz des Bundesfachberei-
ches im April dieses Jahres in Bad Neu-
enahr. Deutlich verwies die ver.di-Vize
und Leiterin des Fachbereiches Andrea
Kocsis darauf, dass der Mindestlohn ein
wichtiges Thema für die Beschäftigten
in den Speditionen, der Logistik, den
Kurier-, Express- und Paketdiensten und
bei den Postdiensten ist.
Fast sechs Monate nach Einführung

des gesetzlichen Mindestlohnes von
8,50 Euro brutto je Zeitstunde zeichnet
sich ab, der Mindestlohn bringt Wachs-
tum und Arbeitsplätze. Aktuelle Ar-
beitsmarktzahlen und erste Prognosen
für die nächsten Jahre belegen das. Die
Voraussage vieler „Experten“, dass der
Mindestlohn Arbeitsplätze kosten wird –
von bis zu zwei Millionen Jobs war die
Rede – hat sich nicht bewahrheitet.
Das Gegenteil ist passiert. Selbst das
Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) konstatiert, dass auch
die Einführung des Mindestlohns zum
deutlichen Anstieg der Löhne beigetra-
gen hat.
Doch seit der Einführung des Min-

destlohnes gibt es auch genügend
Ideen, wie er umgangen werden kann.

Erste Verfahren sind bei Arbeitsgerich-
ten anhängig. So urteilte das Arbeitsge-
richt Berlin, dass eine Anrechnung von
Urlaubs- und Weihnachtsgeld auf den
gesetzlichen Mindestlohn nicht zulässig
sei und die Änderungskündigung des
Arbeitgebers, der damit die Anrech-
nung erreichen wollte, unwirksam.
Über die Kündigung des Arbeitnehmers,
der den gesetzlichen Mindestlohn ein-
forderte und das „Angebot“ seines Ar-
beitgebers ablehnte, die Arbeitszeit in
einem Umfang zu reduzieren, um bei
gleichbleibendem Gehalt die Mindest-
lohngrenze einzuhalten, urteilte das
gleiche Gericht: Eine Ablehnung des
Änderungsangebots berechtige nicht
zur Kündigung des Arbeitnehmers, sie
sei eine verbotene Maßregelung.
Solche und andere Fälle kennt der

Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB)
zur Genüge. Seit Januar ist die von ihm
geschaltete Hotline 0391 4088003 von
betroffenen Beschäftigten eine viel ge-
nutzte Anlaufstelle. Um jedoch gegen
Formen des Umgehens des Mindest-
lohnes vorgehen zu können, bedarf es
schlicht eines Nachweises der Arbeits-
zeit. Es ist deshalb unerlässlich, die täg-
liche Arbeitszeit mit Beginn, Ende und
Pausen aufzuschreiben. Also das zu tun,
was notorische Gegner des Mindestloh-
nes als Bürokratiemonster bezeichnen.
Nun erreicht uns eine Debatte aus

Brüssel. Osteuropäische Transportun-
ternehmer beklagten schon im Februar
dieses Jahres in Brüssel, dass ihren Lkw-
Fahrern der deutsche Mindestlohn zu-
steht, wenn sie Transporte auf deut-
schem Territorium durchführen. Laut
§§ 1, 20 MiLoG müssen auch ausländi-
sche Arbeitgeber ihren Beschäftigten
mindestens 8,50 Euro in der Stunde
zahlen. Jetzt hat die EU-Kommission
ein Vertragsverletzungsverfahren ge-
gen die Anwendung des deutschen
Mindestlohngesetzes im Verkehrsge-
werbe eingeleitet. Zwar beeilt sich die
Kommission zu betonen, der Beschluss

AKTIVITÄTEN

Mindestlohn
Es gilt: Dranbleiben, keine Ausnahmen
und keine Schlupflöcher!

Für Nubar, 8 Jahre
alt, sieht so ein
Monster aus.
Das Kind hat
mitgemacht beim
Malwettbewerb
des DGB Berlin-
Brandenburg
zum Thema
„Monster“.

Nach fast sechs Monaten zeichnet
sich ab, die Prognose vieler „Exper-
ten“ der Mindestlohn koste Arbeits-
plätze, hat sich nicht bestätigt.
Aktuelle Zahlen belegen, er bringt
Wachstum und Arbeitsplätze. Nur
notorische Gegner tönen weiter
über das Bürokratiemonster Min-
destlohn – da erreicht uns diese
Debatte auch aus Brüssel. Es betrifft
unsere Branche.
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TARIF

Für die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer der DHL Home Deli-
very verhandelt ver.di einen neuen
Entgelttarifvertrag. Doch der Arbeit-
geber mauert – auch in der fünften
Verhandlungsrunde legte er kein
Angebot vor.

ver.di befindet sich nicht nur mit der
Deutschen Post AG, sondern auch mit
dem zum Postkonzern gehörenden Un-
ternehmen DHL Home Delivery GmbH
in einem Tarifkonflikt. In der Verhand-
lung zwischen ver.di und der DHL Home
Delivery GmbH geht es ummehr Entgelt
für die rund 2000 Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer des Unternehmens.
ver.di fordert für sie 5,5 Prozent mehr
Geld bei einer Laufzeit des Tarifvertrages

von zwölf Monaten. Der Tarifvertrag ist
zum 1. April 2015 gekündigt worden.
Die bei der DHL Home Delivery

GmbH beschäftigten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer kommissionie-
ren und konfektionieren Waren unter
anderem für Onlinehändler oder TV-
Shopping-Unternehmen. Zudem bietet
das Unternehmen Dienstleistungen in
der Paketzustellung an.
Nachdem sich in den ersten Ver-

handlungsrunden nichts bewegte, rief
ver.di seine Mitglieder im Unternehmen
an mehreren Standorten in Bremen,
Niedersachsen und Nordrhein-Westfa-
len zuWarnstreiks auf. Als der Arbeitge-
ber auch in der fünften Verhandlung am
3. Juni kein Angebot zum Entgelttarif-
vertrag vorlegte, brach die ver.di-Ver-

handlungskommission die Gespräche
ergebnislos ab und empfahl der ver.di-
Tarifkommission, das Scheitern der Ver-
handlungen zu erklären. Dem folgte am
11. Juni die Tarifkommision.
„Die Beschäftigten leisten gute Ar-

beit und wollen das am Monatsende
auch so bewertet sehen“, sagt die stell-
vertretende ver.di-Vorsitzende Andrea
Kocsis. Der Konzern Deutsche Post stün-
de wirtschaftlich prächtig da. Auch sei
es in anderen Tochterunternehmen in
jüngerer Zeit ohne weiteres möglich ge-
wesen, gemeinsam zu vernünftigen
Tarifabschlüssen zu kommen. Offenbar
wolle der Arbeitgeber bei der DHL
Home Delivery GmbH keine konstruk-
tive Lösung am Verhandlungstisch. Man
werde den Druck nun weiter erhöhen,
so Kocsis.
Bereits das Tarifergebnis aus den

Verhandlungen vor zwei Jahren kam
durch Warnstreiks zustande.

Andreas Bauch

Arbeitgeber mauert
Tarifkonflikt bei DHL Home Delivery GmbH

Warnstreiks bei der DHL Home Delivery GmbH in Bremen
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Für die Beschäftigten bei der Deutschen
Post DHL Corporate Real Estate Ma-
nagement GmbH (DP DHL CREMGmbH)
wurde eine Tarifeinigung erzielt. Hier-
nach werden die Monatsentgelttabellen
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sowie für die beurlaubten
Beamtinnen und Beamten rückwirkend

zum 1. April 2015 um 2,5 Prozent er-
höht. Im selben Umfang und zum sel-
ben Zeitpunkt steigt auch die Richtgrö-
ße zur Ermittlung des variablen Entgelts.
Ein zweiter Erhöhungsschritt um noch-
mals 2,5 Prozent erfolgt zum 1. August
2016. Beschäftigte der Entgeltgruppe 6
Stufe 5 erhalten damit ab dem ersten Er-

höhungsschritt monatlich 111,13 Euro
mehr Entgelt und ab dem zweiten Erhö-
hungsschritt 113,90 Euro. Beginnend
ab dem 1. Januar 2015 beträgt die Lauf-
zeit des Tarifvertrages 26 Monate. Die
Entgelttabellen sind somit erstmals zum
28. Februar 2017 kündbar.

Boris Kusserow

TAR IFVERTRAG

Deutsche Post DHL Corporate Real Estate Management GmbH



114 I 2015be wegen

TARIF / SERVICE

TERMINE

CRAILSHEIM BeG Senioren FB 9, 10, Treff, letzter Mitt-
woch im Monat, 14 Uhr, ESV-Gaststätte, Horaffenstr.
DORTMUND-LÜNEN BeG Senioren FB 10, Sprechstd.,
letzter Dienstag im Monat, 10–12 Uhr, ver.di-Haus, Kö-
nigswall 36.
DÜSSELDORF BeG Senioren FB 10, Stammtisch, 2. Diens-
tag imMonat, 14 Uhr, „Goldener Kessel“, Schumacher Alt-
stadt, Bolker Str. 44;
ESSEN BeGSenioren FB 10, Info-Vormittag, 2.Mittwoch im
Monat, 10.30 Uhr, „Sternquelle“, Schäferstr. 17.
FORCHHEIM BeG Senioren FB 9, 10, Stammtisch, 1. Don-
nerstag im Monat, 15 Uhr, „Eichhorn“, Bambergerstr. 9;
alle Veranstaltungen unter www.oberfranken-west.
verdi.de/personengruppen/seniorinnen
FÜRTH BeG Senioren FB 1, 9, 10, Stammtisch, 1. Dienstag
im Monat, 14 Uhr, Pfarrzentrum, „Heinrichsklause“, Son-
nenstr. 21; Fahrt Fichtelsee, 15. Juli.
GAU-BICKELHEIM Sprechstd. M. d. Polizei, 1. Dienstag
im Monat, 19–22 Uhr, Autohof.
GERA BeG Senioren FB 9, 10, Runder Tisch, 2. Mittwoch
im Monat, 14 Uhr, Begegnungsstätte, De-Smit-Str.
GIESSEN OV Sped/KEP/Log Mittelhessen, Stammtisch,
1. Samstag im Monat, 11–13 Uhr, „Justus im Hessischen
Hof“, Frankfurter Str. 7.
GÖPPINGEN BeG Senioren FB 10, Stammtisch, 1. Don-
nerstag im Monat (nicht im Juni), 14 Uhr, Vereinsheim
„Gartenfreunde“, Paul-Köpff-Weg 65.
HAMBURG BeG Senioren Hamburg Süd FB 9, 10, Treffen,
1. Montag im Monat, 15 Uhr, „Dubrovnik Kupferkanne“,
J. Ludowieg-Str. 6, Klubzimmer 1. Stock.
HEILBRONN BeG Senioren FB 9, 10, Stammtisch, 3. Don-
nerstag imMonat, 14 Uhr, „Hofwiesen“, Hofwiesenstr. 40.
IBBENBÜREN UND UMGEBUNG ver.di-Senioren, Tref-
fen, 1. Donnerstag imMonat, 10 Uhr, Büro OV, Pavillon am
Bahnhof, Gleis 1.
INGOLSTADT BeG Senioren FB 1, 9, 10, Stammtisch,
1. Mittwoch im Monat, 14.30 Uhr.

AHLEN BeG SeniorenMünsterland-Süd FB 10,Mitglieder-
treffen, 1. Mittwoch im Monat, 10–12 Uhr, AWO-Haus,
Freiheit 1.
ALBSTADT-EBINGEN BeG Senioren Zollernalb, Stamm-
tisch, 3. Donnerstag im Monat, 14 Uhr, „Grüne Au“.
ASCHAFFENBURG BeG Senioren FB 9, 10, Stammtisch,
1. Donnerstag imMonat, 15 Uhr (nicht im Juli), Aschaffen-
burger Schloss, Turmstube.
Kraftfahrerkreis, Info: P. Gerson, Tel. 06021 79493.
BERLIN BeG Senioren Charlottenburg/Spandau FB 10, Sit-
zung, 29. Juni, 18 Uhr, „Zur Sorgenpause“, Krowelstr. 7.
BeG Senioren Pankow/Weißensee/Prenzlauer Berg FB 10,
Sprechstd., 3. Dienstag im Monat, 10–12 Uhr, Volkssoli-
darität, Wichertstr. 71.
BeG Senioren Reinickendorf/Wedding FB 10, Stammtisch,
2. Dienstag im Monat, 11–13 Uhr, „Dorfquelle“, Alt-Wit-
tenau 36 a; Grillfest, 1. Juli, 14 Uhr.
BeG Senioren Steglitz/Zehlendorf FB 10, Sprechstd.,
1. Montag im Monat, 11–13 Uhr; „Dubrovnik“, Potsda-
mer Str. 33, Bus 112, M48.
BeG Senioren Tempelhof/Neukölln FB 10, Sprechtstd.
3. Montag im Monat, 10 Uhr, „Haus des Buchdruckes“,
Dudenstr. 10; Ausflug, 7. August, Spreewald, Info: B. Fär-
ber, Tel. 0170 5214748
BOCHUM BeG Senioren FB 10, Sprechstd., 1. Freitag im
Monat, 10.30–12 Uhr, unterer Posthof, Briefzustellung;
Stammtisch, 24. August, 14 Uhr, „Haus der Begegnung“,
Alsenstr. 19 a.
BOTTROP BeG Senioren FB 9, 10, Stammtisch, 1. Montag
im Monat, 17.30 Uhr, „Hürter“, Gladbecker Str. 19a.
BRAUNSCHWEIG/SALZGITTER OV Senioren FB 9, 10,
Treffen, letzter Dienstag im Monat, 15 Uhr, „Rote Wiese“,
Information: R. Klose, Tel. 05331 2424.
BREMEN OV Senioren FB 9, 10, Treff, 1. Dienstag im Mo-
nat, 15 Uhr, DGB-Haus, Bahnhofsplatz.
CASTROP-RAUXEL BeG Senioren FB 10, Stammtisch, jd.
Dienstag, 10.30 Uhr, „Kulisse“, Münsterstr. 1b.

In der Verhandlung über die Entgelt-
tarife für die Beschäftigten der DHL
Express Germany GmbH wurde am
6. Mai eine Tarifeinigung erzielt. Danach
steigt das Entgelt der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer sowie der beur-
laubten Beamtinnen und Beamten um
insgesamt 5,37 Prozent; in einem ersten
Schritt zum 1. Oktober 2015 um 2,6
Prozent und in einem zweiten Schritt

zum 1. Dezember nächsten Jahres um
2,7 Prozent. Damit erhalten beispiels-
weise Beschäftigte in der Entgeltgruppe
3 Stufe 4 im ersten Schritt monatlich
67,78 Euro mehr und somit 2674,54
Euro monatlich; im zweiten Schritt mo-
natlich 72,21 Euro mehr und somit
2746,75 Euro monatlich. Die Vergütun-
gen der Auszubildenden steigen zeitlich
und prozentual analog. Beschäftigte,

bei denen die Entgelterhöhung auf die
Besitzstandzulage angerechnet wird, er-
halten zwei Einmalzahlungen von je-
weils 500 Euro. Diese werden im No-
vember 2015 und im Januar 2017 aus-
gezahlt. Beginnend ab dem 1. Mai 2015
beträgt die Laufzeit des Tarifabschlusses
26 Monate. Damit sind die Entgelttabel-
len erstmals zum 30. Juni 2017 kündbar.

Boris Kusserow

Tarifabschluss bei DHL Express Germany GmbH
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zum Kreuzberg, 23. Juli, 11 Uhr; Info: K. Pfennig Tel.
0911 863188, R. Glockner 0911 442387.
OLDENBURG OV Senioren FB 9, 10,Digitalfotos, Info: W.
Neugebauer, Tel. 0441 201203; Basteln, Malen, Skat, Klö-
nen, alles 2. Dienstag im Monat, 9 Uhr, Info: I. Frank, Tel.
0441 302972, E. Schaumberg, Tel. 04402 4205, alle drei
Wochen Jakkolo, Info: Colberg, Tel. 04488 3252, Info: D.
Punke, Tel. 0441 5505137, Vereinslokal TVMetjendorf 04,
Am Sportplatz.
ORTENAU BeG Senioren FB 9, 10, Sprechstd., jd. Mitt-
woch, 11–12 Uhr, ver.di-Geschäftsstelle Offenburg,
Okenstr. 1c, Tel. 0781 917114.
PFAFFENHOFEN BeG Senioren FB 9, 10, Stammtisch,
jd. 3. Dienstag im Monat, 14 Uhr, „Hofbergsaal“.
RATINGEN BeG Senioren FB 10, Sprechstd., 1. und
3. Dienstag im Monat, 9.30–11.30 Uhr, Poststr. 24–26,
Zi. 210, Tel. 02102 209818.
REUTLINGEN BeG Senioren FB 9, 10, Stammtisch,
2. Donnerstag im Monat, 14.30 Uhr, Sportparkgaststätte.
RHEINE BeG Senioren, Treffen, 1. Dienstag im Monat,
10 Uhr, AWO, Auf dem Thie 24.
ROSENHEIM BeG Senioren FB 10, Busfahrt Steingaden,
25. Juni, Kosten: 30 Euro; Aschauer Bankerl-Tour, 23. Juli,
13 Uhr, Bhf. Hans-Clarin-Platz; Erholung in Cesenatico/
Adria, 29. August –12. September, Anmeld. H. Weißen-
fels, Tel. 08051 1425; K. Scheuring, Tel. 08036 9088335.
SCHWÄBISCH GMÜND BeG Senioren FB 9, 10, Stamm-
tisch, 2. Dienstag im Monat, 14.30 Uhr, Casino Altenheim
St. Anna.
ULM BeG Senioren FB 9, 10, Treffen, 1. Donnerstag im
Monat (im Juni, 2. Donnerstag), 14.30 Uhr, „Krone“, Ulm-
Söflingen.
WEIDEN BeG Senioren Nordoberpfalz FB 9, 10, Treffen,
1. Mittwoch im Monat, 14 Uhr, „Bräustüberl“.
WOLFENBÜTTEL OV Senioren FB 9, 10, Sprechstd.,
jd. Montag, 9–12 Uhr, ver.di-Büro, Harzstr. 7; ver.di-Lohn-
steuer-Service, Tel. 05331 882680.
WORMS BeG Senioren FB 9, 10, Sprechstd., 1. Mittwoch
im Monat, 14.30 Uhr; Stammtisch, 15–17 Uhr, Gerd-
Lauber-Haus, Brucknerstr. 3 A.
WÜRZBURG BeG Senioren FB 9, 10, Versammlung, 1.
Donnerstag imMonat (im Juni, 2. Donnerstag), 14.30 Uhr,
„Vierjahreszeiten“; Fahrt Winzerhütte Retzbach, 24. Juni,
Abf. 12 Uhr, Hbf; Sommerfest, 22. Juli, 14 Uhr, Farbkana-
rienverein; Seniorenwandergruppe, jd. Mittwoch im Land-
kreis, Info: 0931 400040.
ZERBST BeG Senioren FB 9, 10, Stadtbummel, 6. Juli,
10 Uhr, Posthof; Sprechtag, 10. August, 10 Uhr, Postamt,
1. Etage.

JENA BeG Senioren FB 9, 10, Wandergruppe, 1. Dienstag
im Monat, 10 Uhr, Info: C. Lesche, Tel. 03641 449912.
KAISERSLAUTERN BeG Senioren FB 9, 10, Treffen,
1. Mittwoch im Monat, 15.30 Uhr, Info: P. Klein, Tel.
06363 4100.
KASSEL BeG Senioren Post/Telekom Kassel FB 9, 10, Se-
niorenzissel, 3. August, 14 Uhr, Badeplatz WVC Kassel am
Auedamm.
KIRCHHEIM/TECK BeG Senioren FB 9, 10, Stammtisch,
3.Mittwoch imMonat, 15 Uhr, „Hasen“, Siechenwiesen 1.
LÜDENSCHEID OV Lenne/Volme FB 10, Sprechstd.,
1. Freitag im Monat, 15–17 Uhr, Frachtbüro-Innendienst,
Postamt, Tel. 02351 178353.
MANNHEIM BeG Senioren FB 10, Treff, 1. Montag im
Monat, 14 Uhr, „Krautwickel“, Mallaustr. 111.
MAYEN Sprechstd. für alle DGB-Mitglieder, jd. Montag,
16–18 Uhr, DAA, Hahnengasse 4; jd. Mittwoch,
9.30–11.30 Uhr, Gebäude Bhf. Mayen Ost.

MEINHEIM Senioren Altmühltal FB 9, 10, Info-Treff, The-
ma: 14 Uhr, „Grünsteutel“.
MÜNCHEN BeG Senioren FB 1, 9, 10, Führung Nymphen-
burger Friedhof, 14. Juli, 14 Uhr, Treffpunkt: Friedhofsein-
gang, Maria-Ward-Str. 10.
MÜNSTER BeG Senioren FB 9, 10, Info-Nachmittag,
1. Montag im Monat,15 Uhr, Kasino der Telekom, Dahl-
weg 100; Fahrt Steinhuder Meer, Juli.
BeG Senioren Dieburg FB 9, 10, Grillfest, 2. Juli, „Split“,
Schwimmbadweg 5, Dieburg.
NEUSS BeG Senioren, Gesprächsrunde Vorstand, VL, für
Mitglieder aus Dormagen, 27. August, 15 Uhr, „Vater
Rhein“, Dormagen-Stürzelberg, Oberstr. 4, Bushst. Un-
terstr. Linien 875, 886, Info: Tel. 02133 71930.
NÜRNBERG BeG Senioren Nürnberg/Schwabach/
Roth/Lauf FB 1, 9, 10, Versammlung, 1. Donnerstag
im Monat (im Juni 2. Donnerstag); Fahrt ins Blaue,
2. Juli; Fahrt mit Bernina-Express, 14. – 18. Juli; Fahrt

IMPRESSUM bewegen Nr. 4/2015, 14. Jahrgang · Herausgeber: Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) · Bundesvorstand: Frank Bsirske, Andrea Kocsis · Redaktion: Dr. Sigrun Schmid (verantwortlich),
Gabriele Sander · E-Mail: bewegen.psl@verdi.de · Anzeigenverkauf: Gabriele Sander, ver.di, Telefon 030
6956-2521, Fax 030 6956-3762, E-Mail: gabriele.sander@verdi.de · Redaktionsanschrift: ver.di Bundes-
verwaltung, Fachbereich Postdienste, Speditionen und Logistik, 10112 Berlin, Telefon 030 6956-0, Fax 030
6956-3762 · Erscheinungsweise: 8 Ausgaben pro Jahr · Druckauflage: 229500 · Gesamtherstellung:
apm AG, Kleyerstraße 3, 64295 Darmstadt, www.apm.ag · Titel: Frank Rumpenhorst

REDAKTIONSSCHLUSS Heft 5/2015: 26. Juni 2015 · Heft 6/2015: 10. September 2015 · Heft 7/2015: 15. Oktober 2015 · Alle Termine sind auch zu finden unter: www.psl.verdi.de/service

Gedruckt auf GraphoSilk FSC® 80 g/m2

Alle Termine findet ihr auch im Internet unter
www.psl.verdi.de/treffpunkte
!


